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Am 5. April 2000 brachte die kommerzielle dänische Fernsehgesellschaft
TvDanmark eine Beschwerde bei der EU-Kommission vor, in der sie anführte, der
Finanzierungsplan des dänischen Staates zugunsten der öffentlich-rechtlichen
dänischen Anstalt TV2 im Zeitraum 1995-2002 sei als staatliche Beihilfe zu
betrachten, die gegen Artikel 87(1) des Amsterdamer EG-Vertrags verstoße,
ungeachtet der Einschränkungen aus Artikel 87(2) und (3) des Vertrags.

Der dänische Sender TV2 ist eine staatliche GmbH, die landesweit unter dem
Namen TV2/DANMARK A/S tätig ist. Die Gesellschaft nimmt öffentlich-rechtliche
Verpflichtungen wahr. Dafür ist TV2 berechtigt, vom Staat für die Übernahme
dieser Aktivitäten Ausgleichszahlungen zu erhalten. Der Sender wurde gemäß
Gesetz Nr. 438 vom 10. Juni 2003 über TV2/DANMARK A/S, welches nach dem
Medienabkommen 2002-06 (siehe IRIS 2003-7: 8) verabschiedet wurde, in eine
Gesellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt. Diese Rundfunkgesellschaft
hat nach dem radio- og fjernsynsloven (Hörfunk- und Fernsehgesetz) Nr. 1052
vom 17. Dezember 2002, Abschnitt 38a (siehe IRIS 2003-2: 7) die Befugnis,
öffentlich-rechtliche Aktivitäten auszuüben.

Die Klägerin brachte vor, die Maßnahmen zur Finanzierung von TV2 hätten dieser
Rundfunkgesellschaft gewisse Vorteile eingebracht, die sie von Kosten, die
üblicherweise aus ihrem Budget zu decken gewesen wären, befreit hätte. Da die
Wettbewerber, d. h. die kommerziellen Rundfunkveranstalter nicht die gleichen
Zuwendungen erhielten, seien diese Maßnahmen wettbewerbsverzerrend. Zudem
scheine der Handel zwischen Mitgliedsstaaten betroffen, da TvDanmark, das nicht
die gleichen Mittel erhalte, jedoch gewisse öffentlich-rechtliche Verpflichtungen
auf dem dänischen Hoheitsgebiet zu übernehmen habe, und TV2/DANMARK A/S
Wettbewerber auf dem EU-Binnenmarkt und auf internationalen Märkten seien.

Am 21. Januar 2003 informierte die Kommission Dänemark über ihre
Entscheidung, ein Verfahren in Bezug auf die Maßnahmen, durch die der Staat die
Aktivitäten von TV2 finanziert hatte, gemäß Artikel 88(2) des EG-Vertrags
einzuleiten und forderte den dänischen Staat zu einer Stellungnahme auf (siehe
Amtsblatt C 59/2 vom 14. März 2003, Aid C 2/03 (ex NN 22/02) (2003/C 59/02)
und IRIS 2003-2: 3).
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Diese Massnahmen betrafen Rundfunkgebühren, Kapitalzuwendungen, Befreiung
von der Körperschaftssteuer, zinsund tilgungsfreie Darlehen, staatliche
Bürgschaften für Betriebsdarlehen, kostenlose landesweite Sendefrequenzen und
die Vorteile des Must-Carry-Status. Nach Abschluss ihrer Untersuchung wies die
Kommission am 19. Mai 2004 TV2/DANMARK A/S an, circa DKK 628,2 Mio. (EUR
84,4 Mio.) zuzüglich Zinsen an staatlicher Beihilfe aufgrund der unten
aufgeführten Gründe zurückzuzahlen.

Die Rundfunkgebühr wurde unter Hinweis auf das Urteil C-83/98 France/Ladbroke
Racing gegen die Kommission, Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes
(ECR) 2000 I, S. 3271, wie auch die Kapitalzuwendungen, die Befreiung von der
Körperschaftssteuer, die zins- und tilgungsfreien Darlehen sowie die staatlichen
Bürgschaften für Betriebsdarlehen als staatliche Mittel betrachtet.

Werbung und vergleichbare Aktivitäten, zu denen TV2 nach Abschnitt 38c des
Hörfunk- und Fernsehgesetzes befugt ist, könnten nach Ansicht der Kommission
nicht als Teil der öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten betrachtet werden. Der Must-
Carry-Status und die kostenlosen landesweiten Sendefrequenzen wurden jedoch
nicht als unzulässiger Vorteil gewertet.

Die Kommission betrachtete die staatlichen Beihilfemaßnahmen als selektiv und
wettbewerbsverzerrend, was den Vorschriften von Artikel 87(1) des EG-Vertrags
widerspreche. Sie glichen nicht den Nettomehraufwand für Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse aus und erfüllten nicht alle Bedingungen
für eine Ausnahme, wie sie im Altmark-Urteil des Europäischen Gerichtshofes
festgelegt wurden (C 280/00, ECR 2003 I, S. 7747).

Darüber hinaus befand die Kommission, der Handel zwischen Mitgliedsstaaten sei
betroffen, da Fernsehwerbung grenzüberschreitend und TV2 auf dem
internationalen Markt durch die Europäische Rundfunkunion und das
Eurovisionssystem tätig sei. Obgleich die öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten TV2
ordnungsgemäß übertragen waren, wurden die staatlichen Beihilfemaßnahmen
als nicht mit Artikel 86(2) des EG-Vertrags vereinbar betrachtet, da die
Nettokosten für die öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen übermäßig
ausgeglichen worden seien und der Markt durch Maßnahmen verzerrt worden sei,
die für die Erfüllung der öffentlichrechtlichen Verpflichtungen nicht erforderlich
gewesen wären wie z. B. Maßnahmen zur Senkung der Preise für Werbung. Man
befand auch, der dänische Staat sei nicht wie ein marktwirtschaftlich handelnder
Privatanleger vorgegangen, als er entschied, die jährlichen überschüssigen
Ausgleichszahlungen erneut in TV2 zu investieren.

Aus diesem Grund besagt die Verfügung, dass TV2/DANMARK A/S die staatliche
Beihilfe in Höhe von DKK 628,2 Mio. (EUR 84,4 Mio.) zurückzuzahlen habe, da die
förmliche Untersuchung gezeigt habe, dass der Betrag, den TV2/DANMARK A/S im
Zeitraum 1995-2002 erhalten habe, die Kosten für die Erfüllung des öffentlich-
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rechtlichen Auftrags überschritten hätten und für die Wahrnehmung der
öffentlichrechtlichen Verpflichtungen von TV2 nicht erforderlich gewesen wären.

Kommissionens beslutning af 19.5.2004 C 2/2003 (ex NN 22/2002) om
Danmarks foranstaltninger til fordel for TV2/DANMARK

http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CONSLEG:2006D0217:20060323:DA:P
DF

Kommissionsbeschluss vom 19. Mai 2004 C 2/2003 (ex NN 22/2002) zu
Maßnahmen Dänemarks zugunsten von TV2/DANMARK)

http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CONSLEG:2006D0217:20060323:de:PD
F

"Commission orders Danish public broadcaster TV2 to pay back excess
compensation for public service tasks", Press Release of the European
Commission IP/04/666 of 19 May 2004

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/04/666&format=HTML
&aged=1&language=EN&guiLanguage=fr

„EU-Kommission: Dänischer Fernsehsender muss überschüssige Finanzhilfen für
seinen öffentlich-rechtlichen Auftrag zurückzahlen", Pressemitteilung der
Europäischen Kommission IP/04/666 vom 19. Mai 2004

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/04/666&format=HTML
&aged=1&language=DE&guiLanguage=fr
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